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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

Wi

zu Punkt … der 980. Sitzung des Bundesrates am 20. September 2019

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Energiedienstleistungen 
und andere Energieeffizienzmaßnahmen

A 

1. Der federführende Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, 

zu dem Gesetz einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes   

n i c h t  zu stellen.

B 

2. Der federführende Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat ferner, 

nachfolgende  E n t s c h l i e ß u n g  zu fassen: 

Der Bundesrat bedauert, dass im weiteren Gesetzgebungsverfahren der Be-

schluss des Bundesrates für eine gesetzliche Verankerung einer Evaluierung der 

Freistellungsgrenze nach § 8 Absatz 4 keine Berücksichtigung gefunden hat 

(vgl. BR-Drucksache 121/19 (Beschluss), Ziffer 2).
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Vor dem Hintergrund der im Bundestag vorgenommenen Erhöhung der Frei-

stellungsgrenze auf 500 000 Kilowattstunden erscheint eine verbindliche Über-

prüfung dieser Grenze nun umso gebotener. Der Bundesrat bittet die Bundesre-

gierung daher, nach vier Jahren die zugesagte ergebnisoffene Überprüfung 

durchzuführen, dann das Ergebnis und bei Bedarf Vorschläge für die gesetzli-

che Anpassung und differenzierte Ausgestaltung der Freistellungsgrenze vorzu-

legen.

Begründung: 

Die Freistellungsgrenze (Bagatellgrenze) wird mit dem Gesetz neu eingeführt. 
Die Anhebung der vorgeschlagenen Grenze von 400 000 Kilowattstunden  
(Gesetzentwurf) auf 500 000 Kilowattstunden macht eine Überprüfung und bei 
Bedarf eine Anpassung und Ausdifferenzierung der Freistellungsgrenze nach 
vier Jahren umso wichtiger. Die Absichtserklärung der Bundesregierung zur 
kontinuierlichen Beobachtung der Grenze in der Begründung des Gesetzent-
wurfs zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe c wird begrüßt, erscheint jedoch zu 
vage.
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